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Drucksache VI/1505 


Vorblatt 


Veräußerung 

der bundeseigenen Liegenschaft „Dönche" in Kassel 
an die Stadt Kassel 

(Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Das bisher als Truppenübungsplatz genutzte bundeseigene 
„Dönche"-Gelände in Kassel soll an die Stadt Kassel als Gegen- 
leistung für die Beschaffung eines Ersatzgeländes verkauft 
werden, da es nicht mehr dem Ubungszweck für moderne 
Panzereinheiten entspricht. Dazu ist die Einwilligung des Bun- 
destages und des Bundesrates nach § 64 Abs. 2 der Bundes- 
haushaltsordnung erforderlich. 


B. Lösung 

Diese Einwilligung wird hiermit eingeholt. Sie wird erstmalig 
von einer Wertgrenze von 5 Mio DM abhängig gemacht. Bis- 
her wurde das Parlament bereits ab einer Wertgrenze von 
1 Mio DM eingeschaltet. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1505 


Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
— Drucksache VI/1295 — 

betr. Veräußerung der bundeseigenen Liegenschaft „Dönche" 
in Kassel an die Stadt Kassel 


A. Bericht des Abgeordneten Bremer 


Die Vorlage auf Zustimmung wurde dem Haus- 
haltsausschuß in der 75. Sitzung am 4. November 
1970 durch den Deutschen Bundestag überwiesen. 
Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
3. Dezember 1970 beschlossen, der Veräußerung der 
bundeseigenen Liegenschaft zuzustimmen. 

Hinsichtlich der Meinung des Bundesministers der 
Finanzen, daß unter der Definition „Grundstücke 
von erheblichem Wert oder besonderer Bedeutung", 
wie sie § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung 
vorsieht, ein Grundstückswert von 5 Millionen DM 
und darüber zu verstehen sei, wird auf die Übung 
des Haushaltsausschusses verwiesen, nach der er in 
der vergangenen Legislaturperiode als mitberaten- 


der Ausschuß bei Grundstücksveräußerungen nur 
dann eingeschaltet wurde, wenn diese Veräußerun- 
gen 5 Mio DM betrug oder sie überschritten wurde.. 
Dieses Verfahren möchte der Haushaltsausschuß 
auch in Zukunft beibehalten, wobei der Empfehlung 
des Bundesrates über die Wertgrenze Rechnung 
getragen werden sollte, daß bei der Wertberech- 
nung Preisnachlässe aufgrund von Sonderumstän- 
den, wie z. B. nach dem Gesetz über die verbilligte 
Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von 
bundeseigenen Grundstücken, außer Ansatz bleiben 
sollten. 

Der Haushaltsausschuß hat im übrigen dem An- 
trag zugestimmt. 


Bonn, den 4. Dezember 1970 


Bremer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Antrag — Drucksache W 1295 — nach § 64 
Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung zuzustim- 
men; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, nur Grund- 
stücksveräußerungen im Wert von 5 Millionen 
DM und mehr als solche mit erheblichem Wert 
anzusehen, mit der Maßgabe, daß bei der Wert- 
berechnung Preisnachlässe aufgrund von Sonder- 
umständen, wie z. B. nach dem Gesetz über die 
verbilligte Veräußerung, Vermietung und Ver- 
pachtung von bundeseigenen Grundstücken, 
außer Ansatz bleiben. 


Bonn, den 4. Dezember 1970 

Der Haushaltsausschuß 

Leicht Bremer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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